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■ Die Verkäuferinnen im
Laden am Bahnhof Meiringen
haben kalt. Sehr kalt. Weil die
Zentralbahn umbaut, geht die
Heizung nicht mehr. Die Finger
der Frauen sind seit Tagen
klamm. Trotz zwei Not-Öfeli
steigt das Thermometer nicht
über 16 Grad. Die Aussen-
dienst-Mitarbeiterin der Ge-
werkschaft Unia hört davon
und fordert die Verantwortli-
chen der Kioskkette auf, sofort
für eine genügend starke Not-
heizung zu sorgen oder zumin-
dest den Frauen warme Faser-
pelzjacken zu geben. Als es
heisst, das sei nicht möglich,
teilt die Gewerkschafterin den
Verantwortlichen resolut mit,
sie werde jetzt den frierenden
Frauen eine Faserpelzjacke mit
dem roten Unia-Logo schenken.
Das wirkt Wunder. Nullkom-
maplötzlich tauen die Herzen
der Chefs auf und noch am sel-
ben Tag erhalten die Frauen
warme Faserpelzjacken und ei-
nen Ofen, der kräftig einheizt.

Kalt, aber sonnig ist es auch an
einer Chlausfeier im Badener
Wald. Unter den Gästen sitzt
der Bauunternehmer Daniel
Knecht. Er ist erleichtert, dass
die SP-Steuerinitiative abge-
lehnt wurde. Aber der Präsi-
dent der Aargauischen Indus-
trie- und Handelskammer be-
fürchtet nun umgekehrt, dass
gewisse Banker das Nein als
Freipass für hohe Boni missver-
stehen. SVP-Nationalrat Lieni
Füglistaller nickt: «Ich habe
nicht wegen kaltherziger Abzo-
cker gegen die SP-Initiative ge-
kämpft, sondern wegen der vie-
len Unternehmern, die mit ih-
rem Herzen und ihrem Kapital
für ihre Bude einstehen.»

Wo «der Lieni» recht hat, hat er
recht. Wenn das Kapital nicht
mehr weiss, dass man sich
beim Arbeiten die Finger ab-
frieren kann, wird es kalt im
Land. Nicht nur für viele Ver-
käuferinnen, sondern auch für
viele KMU, die das Herz auf
dem rechten Fleck haben.

Wer sich nicht
wehrt, friert
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Ab 2011 erhalten die Schweizer
Haushalte nur noch einmal pro Jahr
Post von der Billag. Bislang waren die
Radio- und Fernsehgebühren viertel-
jährlich erhoben worden. Die Billag
rechnet mit Einsparungen von etwa
10 Millionen Franken. Allein 6 Millio-
nen Franken würden die wegfallen-
den Spesen für den Zahlungsverkehr
ausmachen, schreibt das Unterneh-
men in einer Medienmitteilung. Die
Einsparungen sollen sowohl der
Schweizerischen Radio- und Fernseh-
gesellschaft (SRG) als auch den Privat-
sendern zugutekommen.

Kunden, welche die Gebühren
weiterhin alle drei Monate beglei-
chen wollen, müssen dies der Billag
mitteilen. Die quartalsweise Rech-
nung kostet den Konsumenten aber
jeweils 2 Franken. Die Billag erwartet
aufgrund der Umstellung eine starke
Zunahme von Fragen. Sie hat
den Personalbestand im Kunden-
dienst deshalb vorübergehend ver-
doppelt. (SDA)

Eine Rechnung
für Radio
und Fernsehen

Strafgesetz Nationalrat will

nicht an Prinzipien rütteln
Wer im Moment eines Deliktes das
Unrecht seiner Tat nicht einsehen
kann, also unzurechnungsfähig ist,
soll auch weiterhin nicht bestraft wer-
den. Der Nationalrat hat es abge-
lehnt, diesen Pfeiler des Strafgeset-
zes und des Rechtsstaates preiszuge-
ben. Er hat eine parlamentarische In-
itiative von Andrea Geissbühler
(SVP/BE) mit 102 zu 57 abgelehnt,
welche die Streichung von Artikel 19
des Strafgesetzes verlangte. (SDA)

Notrecht Bundesrat erhält

mehr Handlungsspielraum

Beruft sich der Bundesrat in Krisen-
lagen auf Notrecht, soll er sich an kla-
re Regeln halten. Inzwischen sind
sich National- und Ständerat aber ei-
nig geworden, dem Bundesrat bei
Verfügungen mehr Handlungsspiel-
raum zu geben als anfänglich bean-
tragt. (SDA)

Armee Nationalrat stockt

Kredit für Rüstungsgüter auf
Der Nationalrat hat den Gesamtkredit
für das Rüstungsprogramm 2010 auf
617 Millionen Franken aufgestockt.

An der Streichung von 34 Millionen
Franken für den Kauf von 1000 Perso-
nenwagen für das Verteidigungsde-
partement hält er aber fest. (SDA)

Medien SwissMediaForum

ins Leben gerufen
Meinungsführer aus Medien, Politik
und Wirtschaft sollen im Mai 2011 zu
einem zweitägigen Kongress im Kul-
tur- und Kongresszentrum Luzern
(KKL) zusammenkommen. Initiant
dieses ersten SwissMediaForum ist
Patrik Müller, Chefredaktor der Zei-
tung «Der Sonntag». Im ersten
SwissMediaForum sollen die neuen
Medien thematisiert werden, so Mül-

ler. Er erwartet rund 350 Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer. (SDA)

Thurgau Einsprachen

gegen Vettels Baupläne
Geht es nach den Stimmbürgern von
Kemmental im Thurgau, darf For-
mel-1-Weltmeister Sebastian Vettel
neben seinem Haus einen Tennis-
platz und einen Swimmingpool bau-
en. Der WWF und die Stiftung Land-
schaftsschutz Schweiz wehren sich
jetzt beim Kanton dagegen. Für das
Vorhaben müssen 918 Quadratmeter
Land von der Landschaftsschutzzone
der Sonderbauzone für Freizeitanla-
gen zugeschieden werden. (SDA)

Nachrichten

Es ist ein Dilemma, wie es nur die Bü-
rokratie hervorbringen kann: Findet
ein Sozialhilfebezüger eine neue Ar-
beitsstelle, bleibt ihm in vielen Kan-
tonen am Ende des Monats weniger
Geld übrig, als wenn er weiterhin auf
Kosten von Vater Staat leben würde.
Ein Grund dafür ist: Reguläre Arbeits-
einkommen sind steuerpflichtig, So-
zialhilfeleistungen sind es nicht.

Vornehmlich niedrig qualifizierte
Sozialhilfeempfänger, welche die
Schwelle ins Berufsleben nehmen,
werden Opfer dieses Schwellenef-
fekts. Nur logisch, dass viele von ih-
nen den Wiedereinstieg scheuen. Im
Bundeshaus findet sich kaum ein
Parlamentarier, der den Handlungs-
bedarf verneinen würde. Dennoch
scheiterte in den letzten zehn Jah-
ren jeder Versuch, die Steuerlast auf
Einkommen im Bereich des Exis-
tenzminimums zu senken, um so

Negativ-Anreize für den beruflichen
Wiedereinstieg auszumerzen. Auch
gestern kam die Politik keinen
Schritt weiter.

Unschlüssigkeit im Nationalrat
Als neues Ziel beinhaltete eine Mo-

tion der Wirtschaftskommission des
Ständerates neben «der Entlastung
des Existenzminimums» auch die
«Besteuerung von Sozialhilfeleistun-
gen». Stillschweigend hatte der Stän-
derat der Motion bereits während der
Sommersession zugestimmt. Zwar
nickte gestern Vormittag auch der
Nationalrat den Vorstoss ab, wandel-
te ihn jedoch in ein unverbindliches
Postulat um – einen Prüfungsantrag
an den Bundesrat. Anders formuliert:
Das Problem bleibt auf der langen
Bank liegen. «Überrascht und ent-
täuscht» reagiert Ständerat Werner
Luginbühl (BDP, BE). Vielleicht habe
sich die grosse Kammer «zu ober-
flächlich mit dem Problem befasst».

Nationalrätin Lucrezia Meier-
Schatz (CVP, SG) ist der Meinung, es
stünden noch viele offene Fragen im
Raum, die «seriös angeschaut werden
müssen». Und stellt eine rhetorische
Frage: «Wie würden Sozialhilfeemp-

fänger die Steuern bezahlen?» Natür-
lich mit zusätzlichen Sozialhilfegel-
dern, die in aller Regel aus den Kas-
sen der Gemeinden stammen. Trotz
aller Ratlosigkeit im Parlament ist
Meier-Schatz eines wichtig: «Man
darf die Vorlage nicht nutzen, um So-
zialhilfeleistungen durch die Besteu-
erung generell zu senken.»

Unschlüssigkeit dominiert auch in
der Frage, wie die Entlastung des

Existenzminimums erreicht werden
soll: Die Steuerhoheit der Kantone
verbietet es dem Bund, ausserhalb
des Steuerharmonisierungsgesetzes
auf die kantonale Steuergesetzge-
bung Einfluss zu nehmen.

Ein Gegner des parlamentarischen
Lösungsansatzes ist Walter Schmid,
Präsident der Schweizerischen Kon-
ferenz für Sozialhilfe. «Die Vorstel-
lung, dass das Problem durch die Ein-
führung einer Steuerpflicht für Sozi-
alhilfeempfänger gelöst wird, stimmt
so nicht», sagt Schmid. Ihm schwebt
ein Paket an Gesetzesänderungen
vor, «das alle Ergänzungsleistungen
umfasst». Gemeint sind neben Prä-
mienverbilligungen Krippentarife,
Stipendien oder Wohnzulagen.
Schmid: «Erst im Zusammenspiel al-
ler bedarfsabhängigen Leistungen
und Abgaben können Schwellenef-
fekte verhindert werden.» Nicht der
Bund, sondern die Kantone sollten
Massnahmen ergreifen.

Abwarten Nationalrat schiebt Lösung zur Verhinderung von Schwelleneffekten auf die lange Bank

VON LORENZ HONEGGER

Sozialhilfe: Einstimmige Ratlosigkeit

«Steuerpflicht löst
das Problem nicht.»
Walter Schmid, Präsident
der Konferenz für Sozialhilfe

Vor zwei Jahren hatten sich die eid-
genössischen Räte dafür ausgespro-
chen, die Entwicklungshilfe bis zum
Jahr 2015 auf 0,5 Prozent des Brutto-
nationaleinkommens (BNE) anzuhe-
ben. Der Bundesrat will dieses Ziel er-
reichen, indem die Mittel für die Jah-
re 2011 und 2012 um insgesamt
640 Millionen Franken angehoben
werden. Davon sollen 570 Millionen
an die Direktion für Entwicklung
und Zusammenarbeit (Deza) gehen,
die restlichen 70 Millionen ans
Staatssekretariat für Wirtschaft (Se-
co). Im Budget 2011 hat der Bundes-
rat eine erste Tranche von 143 Millio-
nen Franken für Wasser- und Klima-
projekte verankert.

Skeptiker sind chancenlos
Seit National- und Ständerat ihren

Grundsatzentscheid zur Aufstockung
der Entwicklungshilfe gefällt haben,
ist allerdings die Wirtschaftskrise
über die Welt hereingebrochen. Und
obschon die Schweiz vergleichsweise
glimpflich davongekommen ist, sind
die Bemühungen gross, den Staats-
haushalt zu entlasten. Während der
gestrigen, fast dreistündigen Debatte
zur Krediterhöhung im Ständerat
warnten die Gegner denn auch vor fi-
nanzpolitischen Konsequenzen.

Letztlich blieben die Skeptiker
aber chancenlos. Weil neben dem
linksgrünen Lager auch diverse bür-
gerliche Ständeräte auf die Linie des
Bundesrats einschwenkten, stimmte

die kleine Kammer beiden Rahmen-
krediten mit deutlichem Mehr zu.

«Im Mittelfeld positionieren»
Ein Entscheid, der für den Zürcher

FDP-Ständerat Felix Gutzwiller
durchaus Sinn macht: «Entwick-
lungshilfe ist nicht einfach mit
Wohltätigkeit gleichzusetzen», er-
klärt er. Denn ein beträchtlicher Teil
des Geldes werde für die wirtschaftli-
che Zusammenarbeit eingesetzt, was
auch im Interesse der Schweiz sei.
«Wir müssen nicht überehrgeizig
sein, sollten uns aber zumindest im

Mittelfeld der Geberländer positio-
nieren», so Gutzwiller.

Der Entscheid des Ständerats ist
jedoch nicht mehr als ein Etappen-
sieg für die Befürworter von mehr
Entwicklungshilfe. Denn im Natio-
nalrat dürfte die Vorlage auf grösse-
ren Widerstand stossen. Im Rahmen
der Debatte zum Budget 2011 hat die
grosse Kammer gestern zwar einen
Entscheid von letzter Woche korri-
giert: Statt von den 143 Millionen
Franken, die für nächstes Jahr zusätz-
lich gesprochen werden sollen, 134
Millionen wieder zu streichen, will

der Nationalrat den Betrag nur noch
um rund 17 Millionen kürzen.

Grund dafür ist aber nicht ein
grundsätzliches Umdenken, sondern
das Argument, über die Aufstockung
sei nicht im Rahmen der Budgetbera-
tungen zu entscheiden, sondern erst
nach der Debatte über die beiden
Rahmenkredite. Diese wird im Natio-
nalrat allerdings erst während der
Frühjahrssession im März geführt.
Dann könnte die Vorlage abgelehnt
werden, weil ihr der bürgerliche
Block dort weit skeptischer gegen-
übersteht als im Ständerat.

VON SIMON FISCHER

«Entwicklungshilfe ist nicht Wohltätigkeit»
Deutliches Mehr Der Ständerat
will die Mittel für die Entwick-
lungshilfe aufstocken. Ob
dieser Entscheid auch im Natio-
nalrat eine Mehrheit finden
wird, ist allerdings fraglich.

Geld für die Ärmsten: Die Befürworter geben zu bedenken, dass die Entwicklungshilfe im Interesse der
Schweiz sei. KEYSTONE
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